
Mein Zuhause

Stellen wir uns ein Bayern vor, in dem Herkunft keine 
Grenze setzt – weder im Kopf noch auf dem Woh-
nungs- oder Arbeitsmarkt. In dem Menschen mit 
Fluchterfahrung nicht als Belastung, sondern als Teil 
unserer Gesellschaft wahrgenommen werden – mit 
allen Perspektiven, Rechten und Möglichkeiten.

In diesem Bayern ist es selbstverständlich, dass 
Schutzsuchende Zugang zu Bildung, Gesundheits-
versorgung und Arbeit haben – nicht irgendwann, 
sondern möglichst schnell. Wer hier ankommt, wird 
nicht jahrelang in Gemeinschaftsunterkünften isoliert, 
sondern wohnt dezentral in Wohnungen, mitten im 
Ort, mitten im Leben.

Begegnung ist der Schlüssel: auf dem Spielplatz, im 
Vereinsheim, im Betrieb, im Gemeinderat. Wer mitge-

stalten kann, übernimmt Verantwortung. Wer gehört 
wird, kann ankommen. Deshalb gehören politische 
Teilhabe und Beteiligung selbstverständlich dazu – in 
Bürgerforen, Beiräten, durch Selbstorganisation und, 
perspektivisch, durch ein kommunales Wahlrecht für 
alle, die hier dauerhaft leben.

In diesem Bayern sind Kommunen Orte der Offenheit. 
Sie verstehen Integration nicht als Last, sondern als 
gemeinsame Aufgabe – getragen von vielen: Haupt-
amtlichen, Ehrenamtlichen, Kirchen, Verbänden und 
Nachbar:innen. „Ankommen“ ist kein einmaliger Akt 
– es ist ein Prozess, der gemeinsam gestaltet wird.

MIGRATION



Meine Wahl
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Migration und Flucht sind nicht nur bundespoliti-
sche Themen – die Aufnahme von Geflüchteten fin-
det ganz konkret in Städten und Gemeinden statt. 
Die Kommunen in Bayern sind zentrale Akteure bei 
der Unterbringung, Integration und Teilhabe von 
Geflüchteten und Zugewanderten. Dabei stehen 
ihnen rechtliche, planerische und finanzielle Instru-
mente zur Verfügung – und sie tragen zugleich eine 
gesellschaftliche Verantwortung.

Die kommune als „sicherer Hafen“
Kommunen können aktiv integrationspolitische Sig-
nale setzen – etwa durch den Beitritt zum bundes-
weiten Bündnis „Sichere Häfen“, das sich für eine 
humane, solidarische Flüchtlingspolitik einsetzt. Der 
Beitritt ist eine politische Entscheidung, die über 
Symbolik hinausgeht: Er kann genutzt werden, um 
Integrationskonzepte weiterzuentwickeln, Ressour-
cen einzufordern und die lokale Willkommenskultur 
sichtbar zu stärken.

Zugleich stellt sich die Frage nach der Aufnahmeka-
pazität – nicht nur quantitativ, sondern auch qualitativ: 
Wie kann der Zugang zu Wohnraum, zu Bildung, zur 
Gesundheitsversorgung zügig und dezentral organi-
siert werden? Wie gelingt ein Miteinander im Alltag?

teilhabe und integration fördern
Die Praxis zeigt: Je schneller Geflüchtete aus Sam-
melunterkünften in eigene Wohnungen ziehen, desto 
besser gelingt Integration. Kommunen können über 
kommunale Wohnungsbaugesellschaften, Zweckent-
fremdungsverbote oder Konzeptvergaben aktiv de-
zentralen Wohnraum ermöglichen.

Teilhabestrukturen sind mindestens ebenso wichtig. 
Dazu zählen frühe Sprachförderung, Bildungsange-
bote für Kinder und Erwachsene, transparente Bera-
tung und Zugang zu Behörden sowie niederschwelli-
ge Begegnungsmöglichkeiten und Erfahrungsräume.
Auch politische Teilhabe ist ein Baustein nachhaltiger 
Integration. In Bayern existieren bislang keine ge-

setzlich verpflichteten Ausländerbeiräte. Kommunen 
können jedoch freiwillig Integrationsbeiräte einrichten 
– und sollten dies auch tun. Eine weiterführende poli-
tische Perspektive ist das kommunale Wahlrecht für 
Menschen ohne deutsche Staatsbürgerschaft.

Die Rolle der Diakonie
Die Diakonie ist mit ihren zahlreichen Trägern und Ein-
richtungen seit Jahren fester Bestandteil kommunaler 
Integrationsarbeit in Bayern und leistet Sozialberatung in 
Ankerzentren und Unterkünften, Migrationsberatung für 
Erwachsene (MBE), unterhält Jugendmigrationsdienste, 
psychosoziale Angebote für traumatisierte Menschen 
und bietet Schulungen und Netzwerkarbeit an.

Gleichzeitig bringt sie ihre Erfahrung in kommunale Gre-
mien, Integrationskonzepte und Projektarbeit ein. Be-
sonders wertvoll ist dabei ihr Zugang zu ehrenamtlichen 
Strukturen, Kirchengemeinden und sozialen Netzwer-
ken im ländlichen Raum.

Fazit
Bayerns Kommunen können Integrationsmotoren 
sein – wenn sie den Spielraum nutzen, den sie haben: 
durch dezentrale Unterbringung, Förderung politi-
scher Teilhabe und durch eine klare soziale Infrastruk-
tur. Die Diakonie ist dabei eine verlässliche Partnerin – 
pragmatisch, vernetzt und menschenrechtsorientiert. 
Was es jetzt braucht, ist Mut zu gestalten – und eine 
klare Haltung: Integration ist kein Bonus. Sie ist die 
Grundlage für ein gutes Zusammenleben.


